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Kreis Herzogtum Lauenburg





Ratzeburg, den 25.11.2008

      Der Kreispräsident

18. Wahlperiode 2008‑2013





Herr Steffen/De

N i e d e r s c h r i f t
über die 2. Kreistagssitzung am 30.10.2008, 16.00 Uhr, in Ratzeburg,

Aula der Lauenburgischen Gelehrtenschule

Anwesend:
I. Kreistagsabgeordnete:


A.
CDU‑Fraktion
1. Abg.
Brackmann, Lauenburg/Elbe

2. Abg.
Füllner, Pogeez

3. Abge.
Gehrmann, Mölln

4. Abg.
Gröber, Geesthacht

5. Abg.
Guse, Römnitz

6. Abg.
Hagenah, Schwarzenbek

7. Abg.
H. Holst, Geesthacht

8. Abg.
Krieter, Wentorf b. Hbg.

9. Abg.
Kuhfeld, Schwarzenbek

10. Abg.
Kühl, Mölln

11. Abg.
Matthießen, Lauenburg/Elbe

12. Abg.
Meixner, Ratzeburg

13. Abg.
Pfeiffer, Escheburg

14. Abg.
Rebling, Sandesneben

15. Abg.
Reimers, Kuddewörde

16. Abg.
Rosell, Geesthacht

17. Abg.
Rosteck, Berkenthin

18. Abg.
Sauerland, Linau

19. Abg.
Schmeil, Geesthacht

20. Abg.
Schmidt, Salem

21. Abge.
Tschacher, Aumühle

22. Abg.
Westphal, Albsfelde


B.
SPD‑Fraktion
1. Abge.
Argubi-Siewers, Geesthacht

2. Abg.
B. Brieger, Mannhagen

3. Abge.
M. Brieger, Mannhagen

4. Abg.
Eichstädt, Groß Grönau

5. Abg.
Fey, Dassendorf


-
bis 21.05 Uhr (TOP 12.9)
6. Abg.
J. Holst, Gudow

7. Abge.
Kersten, Ratzeburg

8. Abg.
Meyer, Lauenburg/Elbe

9. Abge.
Neemann-Güntner, Büchen

10. Abg.
Petersen, Siebenbäumen

11. Abge.
Salkowsky, Kuddewörde

12. Abg. 
Schlage, Hammer

13. Abg.
Siepert, Schwarzenbek

-
ab 17.05 Uhr (TOP 10)
14. Abg.
Warmer, Wentorf b. Hbg.

-
bis 19.55 Uhr (TOP 12.5)
15. Abg.
Welsch, Nusse

16. Abg.
Winter, Büchen


C.
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen:
1. Abge.
Best, Alt-Horst

2. Abg.
Clasen, K.-S., Ratzeburg

3. Abge.
Clasen, W., Ratzeburg

4. Abge.
Granz, Geesthacht

5. Abg.
Peters, Hornbek

6. Abg.
Tormählen, Börnsen


D.
FDP‑Fraktion:
1. Abg.
Hack, Geesthacht

2. Abge.
Itzerott, Wohltorf

3. Abg.
Kempter, Sahms

4. Abge.
Remus, Kuddewörde

5. Abg.
Ruhland, Mölln

6. Abg.
Tonn, Geesthacht


E.
Fraktion Die Linke



1.
Abg.
Feindt, Breitenfelde



2.
Abg.
Schröder, Ratzeburg



3.
Abge.
Streitbörger, Schwarzenbek


F.
Fraktionslos


Abg. Oelke, Geesthacht

II.
Von der Kreisverwaltung:

‑ z.T. zeitweise ‑


1.
Landrat Krämer


10. Herr Dr. Riederer

2.
Frau Kröpelin


11. Herr K. Hoffmann


3.
Herr Jung



12. Herr Heiske

4.
Herr Birgel


13. Herr Nottelmann

5.
Herr Dr. Schulz


14. Herr Hammann

6.
Herr Fröhlich


15. Frau Krüger-Johns

7.
Herr Paap


16. Herr Steffen
- Protokollführer -


8.
Herr Haack

9.
Herr Berenz

III.
Entschuldigt:


1.
Abg. Noß, Gülzow – CDU-Kreistagsfraktion


2.
Abge. Steuber, Ratzeburg – CDU-Kreistagsfraktion


3.
Abg. Witthohn, Mölln – CDU-Kreistagsfraktion


4.
Abg. Kalski, Büchen – Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Tagesordnung:

A.
Öffentlicher Teil

1. Einwohnerfragestunde

2. Niederschriften über die Kreistagssitzungen vom 22.05.2008 und 26.06.2008

3. Zustimmung zur Einrichtung von über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-

ermächtigungen

4. Entlastung des Verwaltungsrates der Kreissparkasse

5. Gründung von Stiftungen 

hier:
Stiftung Naturpark Lauenburgische Seen

Stiftung zur Förderung bürgerschaftlicher Aktivitäten

6. Wahl der Vertrauenspersonen als Beisitzerinnen und Beisitzer im Ausschuss zur Auswahl von Schöffen und Jugendschöffen gemäß § 40 Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz (Wahlzeit 2009 bis 2013)

7. Schulentwicklungsplanung des Kreises Herzogtum Lauenburg

8. Änderung der Förderungsrichtlinien des Kreises Herzogtum Lauenburg zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebotes in Kindertageseinrichtungen vom 30.11.2004 in Kapitel VI –Ermäßigung der Regelbeiträge (Sozialstaffel) 

9. Ausbau der Kindertagesstättenbetreuung für Unterdreijährige 

hier:
Durchführung des Bewilligungsverfahrens für Investitionskosten-


zuschüsse / Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages

10. Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg zum Entwurf des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2009
11. Kohärenzsicherungsmaßnahme Borghorster Elbwiesen
a) Beschluss des Regionalentwicklungsausschusses

b) Antrag der CDU-Kreistagsfraktion

12. Anträge

12.1 
Einführung Sozialtarif für Strom und Gas

- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE –

12.2 
Keine Wiederaufnahme des Betriebes im Pannenreaktor Krümmel

- Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen –

12.3 
Machbarkeitsstudie Biogas aus Bioabfällen

- Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen –

12.4 
Programm 1000 Arbeitsplätze

- Antrag der CDU-Kreistagsfraktion –

12.5
Klimaschutz

- Antrag der CDU-Kreistagsfraktion –

12.6 
Resolution gegen Kinderarmut

- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE –

12.7 
Bahnstrecke Schwerin-Büchen-Hamburg

a) - Antrag der SPD-Kreistagsfraktion –

b) - Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen –

12.8 
Einrichtung eines Sozialfonds

- Antrag der SPD-Kreistagsfraktion –

12.9
Datenschutzbericht

- Antrag der FDP-Kreistagsfraktion –

12.10
Kosten der Schulreform

- Antrag der FDP-Kreistagsfraktion –

12.11
Eingliederungshilfe

- Antrag der SPD-Kreistagsfraktion –

12.12
Kreisseniorenbeiräte

- Antrag der SPD-Kreistagsfraktion –

12.13
Beendigung der Alimentierung kreiseigener GmbH’s

- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE –

12.14
Umschichtungen im Haushalt

- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE –

12.15
Ablehnung der zu gründenden Stiftung Menschen in Not

- Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE –

B.
Nichtöffentlicher Teil
13. Genehmigung der Wiederbestellung eines Vorstandsmitgliedes der Kreisspar-

kasse Herzogtum Lauenburg

14. Gewerbestandort Lanken

hier: Anpassung der Verwertungsvereinbarung

15. Übertragung des laufenden Pachtverhältnisses bzw. Weiterverpachtung 

der Domäne Mühlenbrook

Kreispräsident Füllner eröffnet um 16.05 Uhr nach Feststellung der Beschlussfähigkeit und der 
ordnungsgemäßen Ladung die Kreistagssitzung. Er ernennt Herrn Steffen zum Protokollführer
und stellt fest, dass die Abgeordneten Noß, Steuber, Witthohn und Kalski entschuldigt seien.
Anschließend bittet er, die Tagesordnung noch um einen Punkt 16 „Anfragen, Verschiedenes“ zu 
erweitern. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.

Herr Feindt stellt für die Kreistagsfraktion DIE LINKE den Dringlichkeitsantrag:

„Anders als bei der früheren Sozialhilfe werden heute keine zusätzlichen Weihnachts-

beihilfen als Aufschlag auf die ALG 2-Regelsätze mehr ausgezahlt. Stattdessen wird verlangt, dass die zusätzlichen Ausgaben angespart werden müssen. Angesichts der niedrigen Höhen der Regelsätze, der laufend steigenden Kosten für den Lebensunterhalt und einem mittlerweile unübersichtlichen Bündel weiterer anzusparender Mehrbelastungen (wie beispielsweise Schulbücher) ist dies aber nicht mehr zu leisten. Leidtragende sind in erster Linie die Kinder arbeitsloser Eltern. Emotionell belastend ist diese Situation aber auch für Großeltern, die von Altersarmut betroffen sind oder aufgrund einer Heimunterbringung nur noch über ein geringes Bargeld verfügen. Die Weihnachtsbeihilfe wäre eine Chance, auch diesen Menschen die Möglichkeit auf ein als normal empfundenes Weihnachtsfest zu eröffnen.

Deshalb möge der Kreistag für das Weihnachtsfest 2008 beschließen:

1.
Der Kreis Herzogtum Lauenburg gewährt Weihnachtsbeihilfe an:

a)
Bezieher/innen von Grundsicherung/Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII, einbezüglich Rentner/innen, Erwerbsunfähige und deren Kinder

b)
Empfänger/innen von ALG II sowie Empfänger/innen von Sozialgeld nach dem SGB II, d. h. Kinder unter 15 Jahren in Haushalten, die ALG II-Leistungen erhalten, sowie deren Erziehungsberechtigte

c)
Heimbewohner/innen, die ein Taschengeld nach dem SGB erhalten.

2.
Die Weihnachtshilfe beträgt:

a)
80 Euro für den Haushaltsvorstand

b)
60 Euro für Haushaltsangehörige und Angehörige 
einer Bedarfsgemeinschaft

c)
80 Euro für Heimbewohnerinnen und Heimbewohner.“

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 48 : 4 Stimmen, die Dringlichkeit des Antrages der Kreistagsfraktion DIE LINKE abzulehnen.
Kreispräsident Füllner teilt mit, dass er den Antrag auf der nächsten Sitzung des Kreistages in der Tagesordnung berücksichtigen wird.

Herr Schlage führt aus, dass zum Tagesordnungspunkt 12.7 „Bahnstrecke Schwerin-Büchen-Hamburg“ nunmehr ein gemeinsamer Antrag der Kreistagsfraktionen von SPD und Bündnis 90/
Die Grünen vorliege. Weiter schlägt er vor, die Tagesordnungspunkte 12.8 „Einrichtung eines Sozialfonds“ und 12.5 „Ablehnung der zu gründenden Stiftung Menschen in Not“ gemeinsam zu beraten.

Abschließend beantragt er, den Tagesordnungspunkt 12 „Genehmigung der Wiederbestellung eines Vorstandsmitgliedes der Kreissparkasse Herzogtum Lauenburg“ von der Tagesordnung abzusetzen.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 28 : 25 Stimmen, den Antrag der SPD-Kreistags-

fraktion abzulehnen.

Kreispräsident Füllner erklärt sich mit dem Vorschlag einverstanden, die Tagesordnungspunkte 12.8 und 12.5 gemeinsam zu beraten.
Abschließend teilt er mit, dass die Tagesordnungspunkte 13 bis 15 in nichtöffentlicher Sitzung beraten werden sollen. Hierüber hat der Kreistag abzustimmen.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 48 : 1 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen, die Tagesordnungspunkte 13 bis 15 in nichtöffentlicher Sitzung zu beraten. 

Kreispräsident Füllner stellt fest, dass die erforderliche Zweidrittelmehrheit für die nichtöffentliche

Beratung zustande gekommen sei. 
TOP 1

Einwohnerfragestunde

Frau Regina Bäselt bezieht sich auf einen Artikel im Magazin Der Spiegel zur Vermittlung von Kinderpflegefamilien und fragt, ob der im Artikel genannte Vorgang wirklich ein Einzelfall gewesen sei.


Landrat Krämer antwortet, dass die Auswahl von Pflegefamilien für Kinder im Kreis Herzogtum Lauenburg sehr sorgfältig vorgenommen werde und es sich bei dem im Spiegel genannten Fall um einen absoluten Einzelfall handeln würde.

TOP 2

Niederschriften über die Kreistagssitzungen vom 22.05.2008 und 26.06.2008



Gegen die Niederschriften werden keine Einwendungen erhoben.

TOP 3

Zustimmung zur Leistung von über- bzw. außerplanmäßigen Ausgaben und zur Einrichtung von außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen



Frau Salkowsky weist darauf hin, dass in der Anlage zur Vorlage ein Haushaltssoll von 9.846.000,00 Euro angegeben sei, der Haushaltsplan selbst aber 9.799.000,00 Euro ausweise, und bittet um eine Erläuterung der Differenz.



Landrat Krämer erklärt, dass er diese Frage spontan nicht beantworten könne, sagt aber eine Beantwortung über das Protokoll zu. (Die Antwort ist als Anlage dem Protokoll beigefügt.)



Weitere Wortmeldungen erfolgen von Herrn Oelke und Frau Granz.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 52 Ja-Stimmen bei 1 Stimmenthaltung,

1)
der in der der Vorlage beigefügten Übersicht aufgeführten überplanmäßigen Aufwendung in Höhe von 1.542.302,09 2  € und der überplanmäßigen Auszahlung in Höhe von 2.987.336,71 € im Haushaltsjahr 2008 3  gemäß § 57 KrO in Verbindung mit § 95 d GO zuzustimmen .

2)
der Einrichtung von der in der der Vorlage beigefügten Übersicht aufgeführten außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 419.569,52 2  € im Haushaltsjahr 2008 3  gemäß §§ 95 f, 95 d GO in Verbindung mit 57 KrO zuzustimmen.

TOP 4

Entlastung des Verwaltungsrates der Kreissparkasse

Die Abgeordneten Winter, Reimers, Waltraut Clasen und Meyer sowie Landrat 


Krämer verlassen den Sitzungssaal.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt einstimmig bei 3 Stimmenthaltungen, dem Verwaltungsrat der Kreissparkasse Herzogtum Lauenburg für das Geschäftsjahr 2007 Entlastung zu erteilen.

TOP 5

Gründung von Stiftungen;




hier: Stiftung Naturpark Lauenburgische Seen




        Stiftung zur Förderung bürgerschaftlicher Aktivitäten

Beschluss:
Der Kreistag nimmt von dem Sachverhalt Kenntnis.

TOP 6

Wahl der Vertrauenspersonen als Beisitzerinnen und Beisitzer 



im Ausschuss zur Auswahl von Schöffen und Jugendschöffen gemäß 



§ 40 Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz (Wahlzeit 2009 bis 2013)


Kreispräsident Füllner weist darauf hin, dass der Wahlvorschlag Nr. 7 für den Amtsgerichtsbezirk Schwarzenbek richtig Kempter-Berberich heißen muss.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt einstimmig, folgende Vertrauenspersonen als Beisitzerinnen und Beisitzer für die Ausschüsse zur Auswahl der Schöffen und Jugendschöffen (Wahlzeit 2009 bis 2013) zu wählen: 

Amtsgerichtsbezirk Ratzeburg 

	Lfd. Nr.
	Name
	Straße
	Wohnort

	1
	Herr Ottfried Feußner
	Eekhorst 30
	23909 Ratzeburg

	2
	Herr Christoph Beckmann
	Dorfstraße 15
	23883 Horst

	3
	Herr Thomas Klahn
	Hauptstraße 20
	23879 Mölln

	4
	Frau Ute Janke
	Fischerstraße 20
	23909 Ratzeburg

	5
	Herr Rolf Fliegner
	Albert-Schweitzer-Straße 19 A
	23879 Mölln

	6
	Frau Christine Prüfer
	Alte Ziegelei 4
	23909 Ratzeburg

	7
	Frau Sabine Heringlake
	Schulweg 1
	23911 Buchholz


Amtsgerichtsbezirk Schwarzenbek:

	Lfd. Nr.
	Name
	Straße
	Wohnort

	1
	Herr Markus Matthießen
	Fliederweg 33
	21481 Lauenburg/Elbe

	2
	Herr Klaus-Peter Reimers
	Am Klehf 1 a
	22958 Kuddewörde

	3
	Herr Matthias Kuhfeld
	Thomas-Mann-Straße 39 c
	21493 Schwarzenbek

	4
	Herr Uwe Stegen
	Bornweg 35
	21521 Dassendorf

	5
	Frau Gisela Ellerbrock
	Koopskamp 15 a
	21502 Geesthacht

	6
	Frau Anna Granz
	Hugo-Otto-Zimmer-Str. 40
	21502 Geesthacht

	7
	Frau Susanne Kempter-Berberich
	Apfelgarten 30
	21493 Sahms


TOP 7

Schulentwicklungsplanung des Kreises Herzogtum Lauenburg

Herr Rebling erläutert als Vorsitzender des Ausschusses für Bildung und Kultur die Beschlussempfehlung des Fachausschusses zur zukünftigen Schulentwicklungsplanung.




Eine weitere Wortmeldung erfolgt von Frau Neemann-Güntner.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mehrheitlich bei 1 Nein-Stimme auf Empfehlung des Bildungs- und Kulturausschusses, der Schulentwicklungsplanung des Kreises Herzogtum Lauenburg zuzustimmen.

TOP 8

Änderung der Förderungsrichtlinien des Kreises Herzogtum Lauenburg


 zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebotes in 


Kindertageseinrichtungen vom 30.11.2004 in Kapitel VI – Ermäßigung 


der Regelbeiträge (Sozialstaffel)










Nachdem Frau Gehrmann als Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses die Vorlage erläutert hat, beantragt Frau Salkowsky für die SPD-Kreistagsfraktion:





„Kinder von ALG II-Empfängern und Sozialhilfeempfänger werden 

von Elternbeiträgen freigestellt. Kapitel VI, Ziffer 2.2 wird nicht gestrichen, sondern erhält folgenden Wortlaut:

Sozialhilfeempfänger (SGB XII), ALG II-Empfänger (SGB II) sowie Personen, deren Einkommen unter den Bemessungsgrenzen für Sozialhilfeempfängern liegt oder diesen entspricht: 


Der genannte Personenkreis ist grundsätzlich von der Beitragspflicht befreit. Es sind lediglich die Kosten der Verpflegung zu tragen.


Kinder von Asylbewerbern werden, sofern kein eigenes Einkommen besteht, Sozialhilfeempfängern gleichgestellt.“


Frau Salkowsky beantragt ferner für den Fall, dass der soeben vorgetragene Antrag keine Mehrheit erhalte:





„Kapitel VI, Ziffer 2.1, Bemessungsgrundlage:


Der 2. Satz: „Hierbei sind abweichend von § 28 SGB XII aber nur 85 % der Regelsätze zu berücksichtigen.“ wird gestrichen.“




Weitere Wortmeldungen erfolgen von Frau Gehrmann und Herrn Schlage.
Beschluss:
I.
Der Kreistag beschließt 

1.
mit 29 : 24 Stimmen, den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion abzulehnen:





„Kinder von ALLG II-Empfängern und Sozialhilfeempfängern werden





von Elternbeiträgen freigestellt.

Kapitel VI, Ziffer 2.2 wird nicht gestrichen, sondern erhält folgenden Wortlaut:

Sozialhilfeempfänger (SGB XII), ALG II-Empfänger (SGB II) sowie Personen, deren Einkommen unter den Bemessungsgrenzen für Sozialhilfeempfänger liegt oder diesen entspricht:

Der genannte Personenkreis ist grundsätzlich von der Beitragspflicht befreit. 

Es sind lediglich die Kosten der Verpflegung zu tragen.

Kinder von Asylbewerbern werden, sofern kein eigenes Einkommen besteht, Sozialhilfeempfängern gleichgestellt.“

2.
mit 29 : 24 Stimmen, den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion abzulehnen:





„Kapitel VI, Ziffer 2.1, Bemessungsgrundlage:

Der 2. Satz „Hierbei sind abweichend von § 28 SGB XII aber nur 85 % der Regelsätze zu berücksichtigen.“ wird gestrichen.“

II.
Der Kreistag beschließt mit 50 : 3 Stimmen, die bestehenden Förderungsrichtlinien des Kreises vom 30.11.2004, die in der Anlage 1 der Vorlage beigefügt sind, im Bereich der Sozialstaffelermäßigung in Kapitel VI auf Seite 5 ff. in den nachfolgenden Ziffern wie folgt zu ändern:

1.
Ziffer 1
Grundsatz auf Seite 5. 

Ergänzung um einen neuen Absatz 3:

Regelbeiträge für den Besuch von Krippen und ganztägigen Einrichtungen werden nur dann über das Halbtagsangebot hinaus ermäßigt, wenn die Betreuung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für Schul- und Ausbildungszwecke oder zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich ist.

2.
Ziffer 2.1.
Bemessungsgrundlage Absatz 2 auf Seite 6.
Die Personensorgeberechtigten zahlen keinen Beitrag, wenn das Einkommen der Familie unterhalb des festgestellten Bedarfs liegt, dem Bedarf entspricht oder diesen bis zu 100,00 € überschreitet. Überschreitet das Einkommen den festgestellten Bedarf, wird der Regelbeitrag ermäßigt, und zwar bei Überschreitung



bis  100,00 €  um
100%



bis  180,00 €  um
80%



bis  260,00 €  um
60%



bis  340,00 €  um
40%



bis  500,00 €  um
20%

Bei Überschreitung der Bedarfsgrenze um mehr als 500,00 € wird keine Ermäßigung mehr gewährt.

3.
Ziffer 2.2 
Sozialhilfeempfänger auf Seite 6.
Die Bestimmungen in Ziffer 2.2 Absatz 1 und 2 entfallen.

4.
Ziffer 2.3
Geschwisterermäßigung auf Seite 6.
Ziffer 2.3. Geschwisterermäßigung wird Ziffer 2.2

5.
Kapitel VIII
Schlussbestimmung auf Seite 8.





1.
Inkrafttreten
Diese Förderungsrichtlinien treten mit Wirkung zum 01.01.2009 in Kraft.

III.
Der Kreistag beschließt mit 50 : 3 Stimmen die in der Anlage 2 der Vorlage beigefügten, geänderten Förderungsrichtlinien des Kreises für Kindertageseinrichtungen, die Bestandteil dieses Beschlusses sind. Die Änderungen treten mit Wirkung zum 01.01.2009 in Kraft.

TOP 9

Ausbau der Kindertagesstättenbetreuung für Unterdreijährige;

hier: Durchführung des Bewilligungsverfahrens für Investitions-


         kostenzuschüsse / Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages


Zunächst erläutert Frau Gehrmann als Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses die Vorlage und die Beratungen im Fachausschuss. 



Anschließend erfolgen Wortbeiträge von Herrn Ruhland und Herrn Oelke.

Beschluss:
Der Kreistag nimmt das Bewilligungsverfahren für Investitionskostenzuschüsse, das in der Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein zur Förderung von Investitionen im Rahmen des Bundesinvestitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ geregelt ist und den öffentlich- rechtlichen Vertrag über die Umsetzung dieser Richtlinie (s. Anlage 1 der Vorlage), zur Kenntnis und beschließt mehrheitlich bei 1 Nein-Stimme, diesen Vertrag mit dem Land Schleswig-Holstein abzuschließen.   
TOP 10
Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg zum Entwurf 




des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2009




Der Vorsitzende des Regionalentwicklungsausschusses, Herr Reimers, erläutert die Vorlage sowie die Ergänzungsvorlage und den Beratungsverlauf im Regionalentwicklungsausschuss.



Anschließend beantragt Herr Meyer für die SPD-Kreistagsfraktion:





„Die Stellungnahme wird in Punkt 13 – Abs. 1 – wie folgt ergänzt:

Auch die geplanten Ortsumgehungen der Städte Geesthacht und Lauenburg/Elbe werden zu einer deutlichen Entlastung der innerörtlichen Verkehre, insbesondere der Verkehrsachse zur Metropolregion Hamburg führen. Die Einstufung der Ortsumgehung Geesthacht als vordringlicher Bedarf im Bundesverkehrswegeplan wird begrüßt, eine gleichrangige Einstufung der Ortsumgehung Lauenburg/Elbe wird gefordert.“


Weitere Wortmeldungen erfolgen von Frau Granz, Herrn Kühl, Herrn Ruhland, Herrn Meyer, Herrn Tormählen, Herrn Eichstädt, Herrn Kühl und Landrat Krämer.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt 

a)
mehrheitlich bei 7 Stimmenthaltungen, dem Antrag der SPD-Kreistagsfraktion zuzustimmen:




Die Stellungnahme wird in Punkt 13 – Absatz 1 – wie folgt ergänzt:

„Auch die geplanten Ortsumgehungen der Städte Geesthacht und Lauenburg/Elbe werden zu einer deutlichen Entlastung der innerörtlichen Verkehre, insbesondere der Verkehrsachse zur Metropolregion Hamburg führen. Die Einstufung der Ortsumgehung Geesthacht als vordringlicher Bedarf im Bundesverkehrswegeplan wird begrüßt, eine gleichrangige Einstufung der Ortsumgehung Lauenburg/Elbe wird gefordert.“

b)
mehrheitlich bei 7 Stimmenthaltungen die im Sachverhalt der Vorlage vom 25.09.2008 dargestellte Stellungnahme einschließlich der in der Ergänzungsvorlage erläuterten Änderung und der zuvor beschlossenen Ergänzung.

TOP 11
Kohärenzsicherungsmaßnahmen Borghorster Elbwiesen


a) Beschluss des Regionalentwicklungsausschusses



b) Antrag der CDU-Kreistagsfraktion





Herr Reimers erläutert die vom Regionalentwicklungsausschuss erarbeitete Beschlussvorlage, die sich in der Ergänzungsvorlage widerspiegelt.

Herr Rosell begründet den Antrag der CDU-Kreistagsfraktion:

„1.
Der Lauenburgische Kreistag unterstützt die Stadt Geesthacht und die weiteren betroffenen Gemeinden in ihrem Bemühen, die wasserwirtschaftlichen Risiken im Zusammenhang mit der geplanten Wiedervernässung der Borghorster Elbwiesen zu verhindern.

2.
Der Kreistag fordert deshalb das Land Schleswig-Holstein auf, den Staatsvertrag mit Hamburg über die Einbeziehung von Flächen Schleswig-Holsteins zur Realisierung von Ausgleichsmaßnahmen für die Erweiterung des Betriebsgeländes der Airbus GmbH in Hamburg-Finkenwerder unverzüglich zu kündigen.“

Nach Wortbeiträgen von Herrn Tonn und Herrn Tormählen begründet Herr Meyer den Änderungsantrag der SPD-Kreistagsfraktion:

„Absatz 2 des Beschlussentwurfes des Antrages der CDU-Fraktion wird wie folgt geändert:

Der Kreistag fordert das Land Schleswig-Holstein auf, unverzüglich in Verhandlungen mit Hamburg einzutreten mit dem Ziel, den Staatsvertrag über die Einbeziehung von Flächen Schleswig-Holsteins zur Realisierung von Ausgleichsmaßnahmen für die Erweiterung des Betriebsgeländes der Airbus GmbH in Hamburg-Finkenwerder entsprechend zu modifizieren.“

Er begründet die Änderung damit, dass nach seinem Verständnis ein Staatsvertrag nicht gekündigt, sondern lediglich modifiziert werden könne.
Weitere Wortmeldungen erfolgen von den Abgeordneten Schmeil, Granz, 

Matthießen, Tonn und Schlage.
Anschließend erklärt Landrat Krämer, dass der in Rede stehende Staatsvertrag tatsächlich von einer Kündigungsoption spreche.

Seitens der CDU-Fraktion wird daraufhin erklärt, dass die Ziffer 2 ihres Antrages um die Formulierung „bzw. zu modifizieren“ ergänzt werde. Außerdem verzichte die CDU-Fraktion auf eine Abstimmung ihres Punktes 1 des Antrages, da dieser deckungsgleich mit der Ziffer 1 der Verwaltungsvorlage sei.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 48 : 6 Stimmen:

1.
Der Kreis Herzogtum Lauenburg lehnt eine Öffnung des Leitdammes zwischen den Stadtgrenzen von Geesthacht und Hamburg mit dem Ziel der Wiedervernässung der Borghorster Elbwiesen ab, da nicht sichergestellt ist, dass es nicht zu Eingriffen in das Eigentum Dritter kommt.

2.
Der Kreis Herzogtum Lauenburg fordert den Umweltminister auf, den Entwurf für eine neue Naturschutzverordnung für diesen Bereich zurückzuziehen.

3.
Der Kreistag fordert das Land Schleswig-Holstein auf, den Staatsvertrag mit Hamburg über die Einbeziehung von Flächen Schleswig-Holsteins zur Realisierung von Ausgleichsmaßnahmen für die Erweiterung des Betriebsgeländes der Airbus GmbH in Hamburg Finkenwerder unverzüglich zu kündigen bzw. zu modifizieren.

Kreispräsident Füllner stellt fest, dass es nunmehr 18.00 Uhr sei und unterbricht die Sitzung bis 18.20 Uhr.

TOP 12.1
Einführung Sozialtarif für Strom und Gas


Herr Feindt erläutert den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE:
„Der Kreistag wolle beschließen:

den Landrat zu beauftragen, mit den Stadtwerken und anderen im Landkreis tätigen Energielieferanten Verhandlungen mit dem Ziel zu führen, einen Sozialtarif für Menschen mit geringem Einkommen einzuführen.

Ziel der Verhandlungen sollte sein, einen Preisnachlass von mindestens 20 Prozent auf die jährlichen Stromkosten für alle Bürger und Bürgerinnen mit einem Haushaltseinkommen unterhalb der Armutsgrenze von derzeit 938 Euro zu gewähren.“

Nachdem Herr Winter für die SPD-Kreistagsfraktion eine Ausschussverweisung beantragt hat, folgen Wortmeldungen von Herrn Kühl, Herrn Tonn, Herrn Tormählen, Frau Brieger und nochmals Herrn Feindt.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt

a)
mit 28 : 26 Stimmen, den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion auf Ausschussverweisung abzulehnen.

b)
mehrheitlich, den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE abzulehnen.

TOP 12.2
Keine Wiederaufnahme des Betriebes im Pannenreaktor Krümmel
Frau Granz begründet den Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

„Die Sozialministerin Schleswig-Holsteins wird aufgefordert, den Vattenfall-Pannenreaktor von Krümmel im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten nicht 

wieder anfahren zu lassen und die Betriebsgenehmigungen zu versagen.

Aufgrund seiner Häufung von Störungen hat er sich als Risikoreaktor höchsten 

Grades erwiesen.“



Wortmeldungen erfolgen von Herrn Tonn, Herrn Brackmann und Herrn Welsch.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 29 : 25 Stimmen, den Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen.

TOP 12.3
Machbarkeitsstudie Biogas aus Bioabfällen
Der Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen wird von Herrn Tormählen begründet:

„Der Kreistag fordert die Abfallwirtschaft Südholstein GmbH auf, eine Machbarkeitsstudie zur Herstellung von Biogas aus Bioabfällen im Kreis vorzulegen. Dabei sind insbesondere Antworten auf folgende Fragen inhaltlich darzustellen:
1. Ab wann ist die Nutzung von Biogas aus Bioabfällen oder Klärschlamm im Kreis Herzogtum Lauenburg möglich?

2. Wo könnten die Anlagen dazu errichtet werden bzw. sind schon geplant?

3. Welche Vorbereitungen können bzw. müssten jetzt schon getroffen werden?

4. Welches Potenzial steckt in der Biomasse des Kreises, d. h. welche Mengen an Biogas sind zu erwarten? 

5. Ist es sinnvoll, das Gas ins Gasnetz einzuspeisen oder ist es besser, das Gas in Blockheizkraftwerken zu nutzen? Wäre auch eine Mischform der Nutzung möglich, d. h. Gaseinspeisung und Kraft-Wärme-Kopplung?

6. Soll zur Umsetzung eine neue Betriebsform gegründet werden oder ist die Kooperation mit Stadtwerken sinnvoller?

7. Gibt es schon Pläne zur Zusammenarbeit mit Stadtwerken?

8. Wie könnte die ggf. anfallende Wärme genutzt werden? Gibt es schon ein Wärmekonzept?

9. Gibt es schon Pläne für eine Zusammenarbeit mit den Kommunen? Sind zu den Kommunen entsprechende Kontakte geknüpft worden?

10. Wie kann die Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises in ein solches Projekt eingebunden werden?“
Herr Kühl erklärt, dass die CDU-Fraktion dem Antrag zustimmen könnte, wenn das Wort Machbarkeitsstudie durch Fragestellung ersetzt wird und anschließend im Regionalentwicklungsausschuss beraten werde.
Weitere Wortmeldungen erfolgen von Herrn Brieger, Herrn Ruhland und Herrn Kühl.
Vor der Abstimmung erklärt sich die Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen mit den Änderungsvorschlägen der CDU einverstanden.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt einstimmig, dem geänderten Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen zuzustimmen.

TOP 12.4
Programm 1000 Arbeitsplätze


Herr Brackmann erläutert namens der CDU-Kreistagsfraktion den Antrag:

„Der Kreistag setzt sich zum Ziel, in den nächsten 5 Jahren 1000 neue Arbeitsplätze im Kreis Herzogtum Lauenburg zu schaffen. Dies soll erreicht werden durch die Erarbeitung eines Konzeptes für eine Standortinitiative, eine breit angelegte Kommunikationsstrategie und eine darauf abgestimmte Marketing-Kampagne, die einerseits eine stärkere Profilierung des Standortes ermöglicht und andererseits  Wachstumspotentiale an die Region bindet. 

Der Durchführungszeitraum der Marketing- und Kommunikationsmaßnahmen ist zunächst auf 5 Jahre angelegt (2009 bis 2013). Die Finanzierung der Maßnahme soll aus den Mehreinnahmen des Kreises, die sich aus den erhöhten Ausschüttungen auf Grund des neuen Sparkassengesetzes ergeben, erfolgen 

Die Standortvorteile des Kreises Herzogtum Lauenburg sollen als Image und Standortfaktor vermarktet werden. Zu berücksichtigen sind dabei auch imagebildende Faktoren wie der Tourismus sowie die bestehende kulturelle Vielfalt. Die überregionale Profilierung der Region motiviert zu Ansiedlung und Neugründungen, der daraus nach innen gerichtete Effekt ermutigt zu Unternehmensgründungen und -nachfolgen. Der Bestandspflege kommt deshalb besondere Bedeutung zu.

Zur Sicherung von Professionalität und Konsistenz soll die Durchführung der Marketing- und Kommunikationsstrategie federführend in die Hände der Wirtschaftsförderungsgesellschaft im Kreis Herzogtum Lauenburg gelegt werden. 

Der Kreistag beschließt, die Wirtschaftsförderungsgesellschaft im Kreis Herzogtum Lauenburg zu beauftragen, mit der Aufstellung und Umsetzung einer Marketing- und Kommunikationskampagne in 2009 zu beginnen. Die hierzu notwendigen Mittel sollen in den Haushalt 2009 des Kreises Herzogtum Lauenburg eingestellt werden. 

Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der WFL die dazu erforderlichen Mittel zu kalkulieren und in die Haushaltsberatungen 2009 einzubringen.“
Anschließend begründet Herr Schlage für die SPD-Kreistagsfraktion den Änderungsantrag:
„1.
Der Lauenburgische Kreistag unterstützt die Wirtschaftsförderungsgesellschaft Herzogtum Lauenburg (WFL), die in den vergangenen knapp 20 Jahren über 8.000 Arbeitsplätze im Kreis geschaffen hat, weiterhin bei der Gewerbeansiedlung und der Schaffung möglichst vieler weiterer Arbeitsplätze im Kreis.

2.
Um dieses Ziel zu erreichen, wird die WFL gebeten, auf Basis der von ihr bereits erstellten Ist-Analyse konzeptionell zu entwickeln, mit welchen Maßnahmen unter Einsatz welcher finanziellen Mittel in den kommenden Jahren welche messbaren Ergebnisse zumindest prognostisch erreichbar sind. In diesem Zusammenhang ist erneut eine Gewerbeflächenstrategie für den Kreis Herzogtum Lauenburg zu erarbeiten, die insbesondere auch die Situation im Nordkreis (A 20) berücksichtigt. Außerdem soll ein besonderer Schwerpunkt auf die Entwicklung des Technologiestandortes Herzogtum Lauenburg gelegt werden.
Das Konzept ist nach Beratung im Fachausschuss dem Lauenburgischen Kreistag in seiner ersten Sitzung des Jahres 2009 vorzulegen.

3.
Die WFL wird im Zusammenhang mit der Konzepterstellung beauftragt, die Idee des Wirtschaftsraumes „Ostsee-Elbe“ einfließen zu lassen und zu bewerten. Ziel des Bündnisses zahlreicher regionaler Wirtschaftsverbände ist es, bei der Zukunftsplanung nicht mehr vor Kreis- und Landesgrenzen Halt zu machen, sondern stattdessen gemeinsam europaweit um finanzielle Fördertöpfe und Wirtschaftsansiedlungen zu kämpfen. Die WFL wird beauftragt zu prüfen, welche Vorteile eine solche Ostsee-Elbe-Wirtschaftsregion konkret für die angestrebte Schaffung von neuen Arbeitsplätzen im Kreis Herzogtum Lauenburg haben kann.“

 4.
Die Kreisverwaltung wird aufgefordert, parallel zu den Prüfaufträgen zu 
2. und 3. über ein externes Institut oder die Industrie- und Handelskammer zu Lübeck im Rahmen einer Potenzialanalyse prüfen zu lassen, welche Möglichkeiten durch zusätzliche Aktivitäten und zusätzliche finanzielle Investitionen bestehen, Arbeitsplätze im Kreis zu schaffen, die es Menschen ermöglicht, ohne staatliche Hilfe ihr Leben zu finanzieren. Diese externe „Zweitmeinung“ ist mit den Ergebnissen zu 2. und 3. ganzheitlich zu bewerten.

5.
Der Lauenburgische Kreistag bekräftigt seine Absicht, nach Vorliegen und Bewertung entsprechender Konzepte, die nachweislich und messbar zur Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen im Kreis Herzogtum Lauenburg führen, finanzielle Mittel im erforderlichen Umfang bereitzustellen. Für das Jahr 2009 ist im Haushalt vorsorglich ein Betrag von 100.000 Euro einzustellen. Die Finanzierung erfolgt über die Gewinnausschüttung der Kreisspar-kasse.“
Für die Kreistagsfraktion DIE LINKE beantragt Herr Schröder eine Verweisung beider Anträge in den Fachausschuss.
Weitere Wortmeldungen erfolgen von Herrn Ruhland, Herrn Clasen, Herrn Brackmann und Herrn Schlage.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt
a)
mehrheitlich, den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE auf Ausschussverweisung abzulehnen.

b)
mit 29 : 25 Stimmen, den Änderungsantrag der SPD-Kreistagsfraktion abzulehnen.

c)
mit 29 : 8 Stimmen bei 17 Stimmenthaltungen, dem Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zuzustimmen.

TOP 12.5
Klimaschutz


Der Antrag der CDU-Kreistagsfraktion wird von Herrn Sauerland begründet:

„1.
Der Kreis Herzogtum Lauenburg stellt sich den Herausforderungen, die wir durch die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels in vielen Bereichen zu spüren bekommen. Im Rahmen seiner Zuständigkeiten sollen alle Möglichkeiten geprüft werden, um auch auf dieser Ebene diesen Entwicklungen entgegen zu wirken.

2.
Deshalb wird die Verwaltung beauftragt, Vorschläge für Maßnahmen und Initiativen zum Schutz des Klimas und zum Klimafolgenmanagement zu entwickeln.

Im Fokus der vorgeschlagenen Maßnahmen soll eine signifikante Reduzierung des CO² Ausstoßes bei ökonomisch sinnvollem Einsatz von Ressourcen stehen.

Hierbei soll die Nutzung kreisinterner Potentiale vorrangig berücksichtigt werden.

U.a. ist zu prüfen,




- welche Maßnamen im Bereich der Kreisforsten sinnvoll sind,
- ob es zielgerechte und wirtschaftlich sinnvolle Möglichkeiten gibt, Gebäude 
  oder Flächen des Kreises für Projekte von privaten Investoren zur Verfü-

  gung zu stellen,




- ob im Rahmen des eigenen Gebäudemanagements alle Möglichkeiten 



  ausgeschöpft sind und welche Wirkungen die bisherigen Maßnahmen 



  erbracht haben und




- ob beispielhafte Projekte anderer Mitglieder des Landkreistages als 



  Orientierung dienen können.

 3.
Es ist außerdem zu prüfen, inwieweit Mittel des Bundes und des Landes zur 
Förderung beantragt werden oder Auslöser für Projekte sein können.“
Herr Holst bittet, die Ziffer 2 des Antrages um den Auftrag zu erweitern, dass der Landrat einen Bericht bis zum 30.04.2009 dem Regionalentwicklungsausschuss vorlegen solle.

Nachdem Herr Ruhland eine Ausschussverweisung beantragt hat, bittet Herr Tormählen, den Antrag auch um die Prüfung des Einsatzes von Erdgasfahrzeugen zu erweitern.

Herr Brackmann erklärt, dass die CDU-Fraktion die Ergänzungsvorschläge übernehmen werde.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 48 : 3 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen, den Antrag der CDU-Kreistagsfraktion einschließlich der Änderungsvorschläge der SPD-Kreistagsfraktion und der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen in den Regionalentwicklungsausschuss zu verweisen.
TOP 12.6
Resolution gegen Kinderarmut


Frau Streitbörger begründet den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE:



„Der Kreistag wolle beschließen,

1.
die Landesregierung aufzufordern, eine Bundesratsinitiative zu ergreifen mit dem Ziel, die Hartz IV-Gesetzgebung außer Kraft zu setzen. Die vorher geltenden Regelungen (Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe) sollten wieder eingeführt werden;
2.
die Landesregierung aufzufordern, eine Bundesratsinitiative zu ergreifen mit dem Ziel, bundesweit einen gesetzlichen Mindestlohn von mindestens 8,44 Euro durchzusetzen.“

Wortmeldungen hierzu erfolgen von Frau Argubi-Siewers, Herr Kuhfeld, Frau Granz und Herrn Oelke.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 49 : 4 Stimmen, den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE abzulehnen.

TOP 12.7
Bahnstrecke Schwerin-Büchen-Hamburg

Frau Neemann-Güntner und Herr Tormählen begründen den nunmehr gemeinsamen Antrag der Kreistagsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen:

„Der Lauenburgische Kreistag fordert das Land Schleswig-Holstein auf, die Benachteiligungen auf der Bahnstrecke Büchen-Hamburg aufzuheben und ein am Bedarf ausgerichtetes Angebot für die Regionalbahn und den Regionalexpress einzurichten.


Der Landrat wird aufgefordert, umgehend folgende Punkte zu verhandeln:

-
Kontakt mit der Landesverkehrsgesellschaft aufzunehmen, um diejenigen Kürzungen der Regionalbahn zum anstehenden Fahrplanwechsel zurückzunehmen, für die ein hinreichender Bedarf vorhanden ist.




-
Sicherstellung des Schülerbetriebes auf der Regionalbahn, so dass die be-

troffenen Fahrschüler alle für sie notwendigen Zugverbindungen weiterhin uneingeschränkt nutzen können. Ein Halt in Müssen muss ebenfalls gewährleistet sein.




-
Organisation des Betriebes für den Regionalexpress mit dem Ziel, dass 
Verspätungen nur noch in Sondersituationen vorkommen. Etablierung eines halbstündigen Taktes des Regionalexpress in der Rushhour. Gewähr, dass die Pendler aus den betroffenen Bereichen Büchen/Schwarzenbek nach und von Hamburg weiterhin keine Einschränkungen auf dieser Bahnstrecke haben.




-
Anschlusssicherung an den Regionalexpress für die Bahnen aus Rich-





tung Lübeck über Mölln und Ratzeburg in Büchen.“

Beschluss:
Der Kreistag beschließt einstimmig, dem gemeinsamen Antrag der Kreistagsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen zuzustimmen.
Gemeinsame Beratung:
TOP 12.8
Einrichtung eines Sozialfonds
TOP 12.15
Ablehnung der zu gründenden Stiftung Menschen in Not


Zunächst erläutert Frau Brieger den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion:

„1.
Der Lauenburgische Kreistag stellt fest, dass vor dem Hintergrund des im Auftrag des Innenministeriums erstellten Rechtsgutachtens zur Frage „Ist es nach dem Schleswig-Holsteinischen Kommunalwahlrecht zulässig, Kommunalvermögen in kommunale Stiftungen einzubringen?“ vor dem ungewissen Ausgang in der weiteren Entwicklung dieser Angele-

genheit der Kreistagsbeschluss vom 06.03.2008 auf Gründung einer Stiftung „Menschen in Not Kreis Herzogtum Lauenburg“ allenfalls, wenn überhaupt mittel- und langfristig zu einer Verbesserung der Situation der betroffenen Kinder aus finanzschwachen Familien führt.

2.
Vor diesem Hintergrund wird im Kreis zunächst für die Jahre 2009 bis 2011 ein Sozialfonds für Kinder aus finanzschwachen Familien eingerichtet.
3.
Die Verwaltung wird aufgefordert, diesen Fonds bis 31.03.2009 zu konzipieren. Zielsetzung dieses Fonds ist der Ausgleich von Nachteilen von Kindern aus sozialschwachen Familien und die Verbesserung des Zugangs zu allen Bildungswegen, z. B. durch Zuschüsse  bei außergewöhnlichem Schulbedarf. Dabei ist eine zweckgebundene Mittelverwendung zu gewährleisten. Die Konzeption soll eine Vernetzung mit bereits bestehenden Angeboten von Kommunen und anderen Trägern gewährleisten. Aktuelle bundespolitische Entscheidungen (Zuwendungen bei Einschulung) sind zu berücksichtigen.
4.
Zur Finanzierung dieses Sonderfonds stellt der Kreis zweckgebunden die durch Erhöhung des Domänenpachtzins entstehenden Mehreinnahmen des Kreises in Höhe von 144.000 Euro p. a. zur Verfügung. Darüber hinaus wird die Kreissparkasse aufgefordert, zweckgebunden zumindest einen Teil der Mehreinnahmen durch Einführung von Kontoführungsgebühren für Finanzschwache im Kreis Herzogtum Lauenburg aus ihren Gewinnen zur Verfügung zu stellen, damit dieser Sozialfonds einen finanziellen Grundsockel von 250.000 Euro p.a. umfasst.
5.
Die Städte und Gemeinden des Kreises werden gebeten, zu prüfen, inwieweit es ihnen möglich ist, zusätzliche Mittel für diesen Sozialfonds zur Verfügung zu stellen. Der Landrat wird aufgefordert, die hierfür erforderlichen Gespräche zu führen. Dem Sozialausschuss ist regelmäßig zu berichten.“


Herr Schröder begründet den Antrag der Kreistagsfraktion DIE LINKE:



„Der Kreistag wolle beschließen,

 die Stiftung Menschen in Not nicht zu gründen und stattdessen im Kreishaushalt 

 eine Kostenstelle einzurichten, um schnellstmöglich den Bedürftigen Hilfe zu ge-

 währen.“

Wortmeldungen erfolgen von Frau Gehrmann, Frau Granz, Frau Argubi-Siewers, Herrn Feindt, Herrn Schlage, nochmals Frau Gehrmann, Herrn Eichstädt und Herrn Brackmann.

Im Rahmen der Debatte verständigen sich die Fraktionen von SPD und CDU auf eine Vertagung des Antrages der SPD-Kreistagsfraktion auf die nächste Sitzung des Kreistages.
Beschluss:

Der Kreistag beschließt einstimmig, den Antrag der SPD-Kreistagsfraktion – TOP 12.8 - auf die Kreistagssitzung am 04.12.2008 zu vertagen.
Beschluss:
Der Kreistag beschließt mehrheitlich bei 4 Nein-Stimmen, den Antrag der 


Kreistagsfraktion DIE LINKE – TOP 12.15 - abzulehnen.

TOP 12.9
Datenschutzbericht


Herr Ruhland beantragt namens der FDP-Kreistagsfraktion:

„Der Landrat wird aufgefordert, einmal in der Wahlperiode einen Bericht über 

 den Datenschutz in der Kreisverwaltung abzugeben.

 Der Bericht soll Auskunft geben über die Handhabung des Datenschutzes in 

 der Kreisverwaltung und die Arbeit des eingesetzten Datenschutzbeauftragten.

 Auf besondere Vorkommnisse wie auch Fortbildungsveranstaltungen ist be-

 sonders einzugehen.“



Wortmeldungen erfolgen von Herrn Winter und Herrn Oelke.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt einstimmig, dem Antrag der FDP-Kreistagsfraktion zuzustimmen.

TOP 12.10
Kosten der Schulreform


Herr Ruhland begründet den Antrag der FDP-Kreistagsfraktion:

„1.
Die Verwaltung wird beauftragt, bei den Schulträgern im Kreis abzufragen, welche Kosten ihnen durch das neue Schulgesetz mit der Einführung von Regional- und Gemeinschaftsschulen sowie der Profil-Oberstufe an Gymnasien entstehen werden.

Dabei ist, soweit möglich, zwischen laufend anfallenden Unterhaltungskosten (ohne neues Schulgesetz) und Mehrkosten (durch das neue Schulgesetz) zu unterscheiden.



 2.
Die Verwaltung wird weiter beauftragt, die erhobenen Kosten in einer trans-

parenten Darstellung zusammenzutragen und dem zuständigen Ausschuss vorzulegen.“

Wortmeldungen erfolgen von Frau Neemann-Güntner, Herrn Peters, Herrn Ruhland, Herrn Brackmann und Herrn Eichstädt.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 29 : 20 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen, dem Antrag der FDP-Kreistagsfraktion zuzustimmen.

TOP 12.11
Eingliederungshilfe


Frau Brieger stellt namens der SPD-Kreistagsfraktion den Antrag:

„1.
Der Lauenburgische Kreistag bekennt sich zur besonderen Situation der Menschen mit Behinderungen im Kreis und sieht sich in der Verpflichtung, nach Übertragung der Aufgaben „Durchführung der Hilfen für Behinderte“ vom Land auf die Kreise diese optimal zu erfüllen. 

Die Veranstaltung am 05.Mai 2008 „Teilhabe am Dialog“ gemeinsam veranstaltet von der Lebenshilfe, der AWO, dem Victor E. Frankl Haus, dem Anker, der Brücke Schleswig-Holstein und der Alkohol- und Drogenberatung und die Intervention von Elterninitiativen haben den Handlungsbedarf im Kreis Herzogtum Lauenburg aufgezeigt, Anstrengungen zu unternehmen, eine gleichmäßige, gemeinsame und ergänzende Erbringung von Leistungen für Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. Im Mittelpunkt stehen soll dabei eine Konflikt- und Problemminimierung im Zusammenhang mit der Leistungserbringung sowie die Förderung einer konstruktiven Zusammenarbeit.

2.
Deshalb bildet der Kreis Herzogtum Lauenburg zum 01.01.2009 eine Arbeitsgemeinschaft gemäß  § 4 Sozialgesetzbuch XIII.



 3.
Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft sind:




Als Vertreter der Leistungsberechtigten:

ein Leistungsberechtigter

ein Betreuer nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
oder ein Angehörigenvertreter

Als Vertreter der Leistungsträger:

der Landrat des Kreises (oder ein von ihm benannter Vertreter)

die/der Vorsitzende des Kreissozialausschusses 

die/der stellv. Vorsitzende des Kreissozialausschusses 

(es kann auch ein jeweiliger Vertreter aus dem Sozialausschuss 
benannt werden)




Als Vertreter der Leistungserbringer:

Zwei Vertreter von verschiedenen Trägern der Einrichtungen des Kreises zur 
Eingliederungshilfe, die Leistungserbringer benennen ihre Vertreter selbst

4.
Der Aufgabenbereich der Arbeitsgemeinschaft wird im Kreissozialausschuss erarbeitet und festgelegt.
5.
Der Kreistag erwartet von der Kreisverwaltung, dass die Hilfen transparent und hilfreich gestaltet werden und für Angehörige und Betroffene kein „Dschungel“ der Rechtsgrundlagen eintreten darf.“


Herr Schmidt stellt namens der CDU-Kreistagsfraktion den Änderungsantrag:


„Ziffer 2 des Antrages der SPD-Fraktion erhält folgende Fassung:

Deshalb lädt der Landrat in Abstimmung mit dem Sozialausschuss einmal jährlich zu eine Gesprächskreis ein, in dem alle im Kreis organisierten Leistungserbringer vertreten sind.



Die Punkte 3 bis 5 des SPD-Antrages werden gestrichen.“

Wortmeldungen erfolgen von Frau Itzerott, Herrn Schlage, Herrn Oelke und Herrn Eichstädt.

Beschluss:
Der Kreistag beschließt mit 28 : 24 Stimmen, dem Änderungsantrag der CDU-Kreistagsfraktion zuzustimmen.

Kreispräsident Füllner stellt fest, dass es nunmehr 21.45 Uhr sei. Entsprechend der Vereinbarung zwischen den Fraktionen werden die bisher nicht behandelten Anträge der Fraktionen in der nächsten Kreistagssitzung auf die Tagesordnung gesetzt.

Im weiteren werden die noch ausstehenden nichtöffentlichen Tagesordnungspunke beraten.

Nachdem die Öffentlichkeit den Sitzungssaal verlassen hat, eröffnet Kreispräsident Füllner den nichtöffentlichen Teil der Kreistagssitzung.

Er bittet, damit einverstanden zu sein, zunächst die Tagesordnungspunkte 14 und 15 zu beraten, da dann die betroffenen Verwaltungsmitarbeiter entlassen werden könnten. Abschließend werde er den Tagesordnungspunkt 13 aufrufen.

Gegen diesen Vorschlag erhebt sich kein Widerspruch.

TOP 14
Gewerbestandort Lanken;



hier: Anpassung der Verwertungsvereinbarung

TOP 15
Übertragung des laufenden Pachtverhältnisses


bzw. Weiterverpachtung der Domäne Mühlenbrook

TOP 13
Genehmigung der Wiederbestellung eines Vorstandsmitgliedes


der Kreissparkasse Herzogtum Lauenburg





TOP 16
Anfragen, Verschiedenes


Keine Wortmeldungen.

Kreispräsident Füllner schließt um 22.03 Uhr die Sitzung des Kreistages.
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.......................


 (Füllner)








     (Steffen)

    Kreispräsident







Protokollführer










